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Beschlussvorlage 

 

 
zur Behandlung im: Gemeinderat 

  

Vorberatung im: Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt 

Zur Kenntnis im: Ortsbeirat Lustnau 

  

 

Betreff: Lustnau-Süd: Ablösevertrag Ausgleichsbeträge 

  

Bezug: Vorlage 308/2011 

Anlagen:  Bezeichnung: Vertragsentwurf 

 
 

Beschlussantrag:  

Der in der Anlage dargestellten Vereinbarung über die Ablösung des Ausgleichsbetrags nach § 154 
Abs. 3 BauGB wird zugestimmt. 

 

 
 

Finanzielle Auswirkungen  Jahr: 2012 Folgej.: 2013 

Investitionskosten: € € € 

bei HHStelle veranschlagt:    

Ertrag jährlich € € 1.000.000.- € 430.091.- 

 

 

Ziel:  
Mit dem Ausgleichsbetrag soll sich die WIT als Grundstückseigentümerin an den Kosten der Sanierung 

des Gebiets Lustnau-Süd beteiligen, wie dies im Baugesetzbuch in förmlich festgesetzten Sanierungs-

gebieten gefordert wird. Mit der Ablösung des Ausgleichsbetrags soll es der WIT ermöglicht werden, 
die Grundstücke ohne Kaufpreisbindung zu veräußern und den zukünftigen Käufern sollen die 

Grundstücke so verkauft werden können, dass diese später keine Ausgleichsbeträge mehr bezahlen 

müssen. 
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Begründung:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

 
Die Grundstücke der WIT liegen im am 16.11.2009 förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 

„Lustnau-Süd“. Das Baugesetzbuch regelt in § 154, dass „der Eigentümer eines im förmlich 

festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks (…) zur Finanzierung der Sanierung 
an die Gemeinde einen Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten (hat), der der durch die Sa-

nierung bedingten Erhöhung des Bodenwerts seines Grundstücks entspricht“. 

 
Eigentlich ist der Ausgleichsbetrag nach Abschluss der Sanierung zu entrichten. Die Stadt 

kann aber die Ablösung vor Abschluss der Sanierung zulassen. Der Ausgleichsbetrag ist von 

demjenigen zu bezahlen, der zum Zeitpunkt des Bescheids Eigentümer des Grundstücks ist. 
Würde also jetzt der Ausgleichsbetrag nicht abgelöst, müsste die Stadt den späteren Eigen-

tümern nach Abschluss der Sanierung entsprechende Bescheide schicken. Abgesehen vom 

hohen Verwaltungsaufwand (es müssten für jeden Teileigentümer die sanierungsbedingten 
Wertzuwächse seines Bruchteileigentums ermittelt und beschieden werden) wäre es für die 

Optionsnehmer kaum nachvollziehbar, warum nach Bezug ihrer Wohnung noch Kosten im 

Zusammenhang mit dem Grundstück auf sie zukämen. 
 

So lange eine Sanierung nach BauGB durchgeführt wird, dürfen Grundstücke nach § 153 

BauGB nur zum Verkehrswert veräußert werden, durch die Ablösung entfällt diese Kauf-
preisbindung. 

 

2. Sachstand 
 

Für die Ermittlung der Höhe des Ausgleichsbetrages wird zum einen der sog. Anfangswert 

festgestellt. Das beinhaltet den sanierungsunbeeinflussten Bodenwert, also den Wert, den 
die Grundstücke vor Beginn der Sanierungsmaßnahme und ohne Aussicht auf eine solche 

Maßnahme hatten. Der Ausgleichsbetrag entspricht der Differenz zum Wert der Grundstü-

cke, den sie nach Abschluss der Sanierung besitzen (Endwert). Für eine vorzeitige Ablösung 
wird der zukünftige Endwert prognostiziert, da er zum Zeitpunkt der Ablösung noch nicht 

abschließend feststeht. 

 
Bei der Ermittlung des Ausgleichsbetrages werden Aufwendungen des Grundstückseigentü-

mers, die zur Entwicklung des Grundstücks notwendig sind, mit angerechnet. Da sie Teil der 

für die Erreichung der Wertsteigerung erforderlichen Maßnahmen sind, mindern sie entspre-
chend den Endwert auf einen sog. Neuordnungswert. Da die WIT auf ihren Grundstücken 

die Erschließungsanlagen vollständig selbst herstellt, werden diese Kosten bei der Höhe des 

Ausgleichsbetrages berücksichtigt. Herstellung und kostenfreie Übertragung der Erschlie-
ßungsanlagen auf die Stadt sind ebenfalls im Vertrag geregelt.  

Nachdem ausreichend konkret kalkuliert werden konnte, was die WIT auf ihren Grundstü-

cken noch an Maßnahmen durchzuführen hat um baureife Grundstücke verkaufen zu kön-
nen, konnten sowohl Endwerte als auch Neuordnungswerte von einem öffentlich vereidigten 

Gutachter ermittelt werden. Sie liegen der Vereinbarung in Anlage 1 zu Grunde. 

 

3. Vorschlag der Verwaltung 

 

Die Verwaltung schlägt vor, dem Ablösevertrag zuzustimmen, um ausgleichsbeitragsfreie 
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Grundstücke verkaufen zu können. Auf diese Weise kommen auf die Käufer im Zusammen-
hang mit dem Sanierungsgebiet keine zusätzliche Kosten zu, es kann auf eine aufwändige 

Berechnung und Erstellung von Einzelbescheiden verzichtet werden und die WIT kann ohne 

Kaufpreisbindung verkaufen. Außerdem kann die Stadt die Einnahmen aus den Ausgleichs-
beträgen dadurch deutlich früher einnehmen. 

 

4. Lösungsvarianten 
 

Abrechnung des Sanierungsgebiets erst nach Abschluss der Sanierung. 

 

5. Finanzielle Auswirkungen 

 

Die Ausgleichsbeträge in Höhe von insgesamt 1.430.091 € fließen in den Sonderhaushalt 
Lustnau Süd. Im Jahr 2012 wird ein Teilbetrag von 1,0 Mio. € fällig, im Jahr 2013 der Rest. 

In der KuF (Vorlage 308/2011) sind die Einnahmen entsprechend vermerkt, der Haushalts-

planentwurf 2012 wird die Zahlen entsprechend aufnehmen. 
 

6. Anlagen 

 
















